Afrika-Debatte am 06.05.2004
Sehr geehrter Herr Präsident,

werte Kolleginnen und Kollegen!

I.

Bevor ich zu einer resümierenden Bewertung der Afrika-Debatte komme, möchte ich auf die bedrohliche Situation im Sudan eingehen.

Nach zunächst hoffnungsvoll stimmenden Verhandlungsphasen die aber auch von schweren Kampfhandlungen überlagert waren, erreichen uns seit Anfang des Jahres dramatische Nachrichten:

· Ca. 2000 Tote innerhalb weniger Wochen, als die sudanesische Luftwaffe in den Grenzgebieten bombardierte;

· 1.000.000 Flüchtlinge seit Ausbruch der Kampfhandlungen im März 2003; davon ca. 110.000 im Tschad;

· Im gesamten Sudan leiden etwa 2.000.000 Menschen unter den Folgen der militärischen Auseinandersetzung.

· Im Bundesstaat Darfur hat sich der Konflikt zwischen den mehrheitlich afrikanischen Darfuris muslimischen Glaubens und der Regierung in Khartoum zu einem neuen Bürgerkrieg entwickelt.

· Der UN-Koordinator für Sudan Kapila spricht von einem „organisierten Versuch, eine Volksgruppe auszulöschen“. Kofi Annan erkennt einen drohenden Völkermord, der an die schlimmen Szenen aus Ruanda erinnert.

· Nahrungsmittelhilfen und medizinische Versorgung sind international eingeleitet, lassen sich aber technisch nur unter extremen Bedingungen realisieren. Hinzu kommt, dass die bevorstehende Regenzeit Verkehrswege unpassierbar machen wird.

Vor diesem Hintergrund begrüßt es die SPD-Fraktion ausdrücklich, dass sich die Bundesregierung – und hier möchte ich die Ministerin Wieczorek-Zeul und Außenminister Fischer ausdrücklich hervorheben –  öffentlich und durch Initiativen in den überstaatlichen Institutionen klar positioniert hat, um den Druck auf die sudanesische Regierung zu erhöhen.

· Für humanitäre Soforthilfe sind über das BMZ und das AA erhebliche Mittel bereitgestellt worden.

· Am Freitag, also morgen, wird sich der VN-Sicherheitsrat auf Betreiben der Bundesregierung mit dem Sudan befassen.

· Die internationale Gemeinschaft zieht an einem Strang. Das gilt für die VN, die EU aber auch die USA.

· Die Bundesregierung hat gestern im Kabinett vereinbart, in der nächsten Woche über AKP-Ratsgruppe der EU Prozesse so zu beschleunigen, dass die Friedensfazilitäten mobilisiert werden können.

Meine Damen und Herren,

entsprechend unserem Verständnis einer gereiften Partnerschaft mit den afrikanischen Staaten gilt:

Wir werden nicht einseitig auf der Ebene der EU bewerten, entscheiden und im direkten Zu- und Durchgriff handeln. Die AU will und muss in gesteigertem Maße dazu beitragen, Konflikte auf ihrem Kontinent zu bändigen. 

Konkret heißt dies:

Gemäß der von der AU erarbeiteten afrikanischen Sicherheitsstrategie hat die AU die Federführung und müsste die EU-Friedensfazilitäten abrufen.

II.

Und noch eines zum Sudan – zugleich auch als Überleitung zu meiner Bewertung der Afrika-Debatte:

· Wenn Herr von und zu Gutenberg von dieser Stelle aus im Februar ein „schlüssiges, kohärentes außen-, entwicklungs- und verteidigungspolitisches Konzept“ anmahnt, enthält dieser Vorhalt mehrer „Stockfehler“.

Sie ignorieren die maßgeblichen politischen Leitlinien des Regierungshandelns, als da sind

der G 8 Afrika-Aktionsplan und seine Umsetzung durch die Bundesregierung;

das Positionspapier zur Entwicklungszusammenarbeit mit Sub-Sahara-Afrika

und den Aktionsplan „Zivile Krisenprävention, Konfliktlösung und Friedenskonsolidierung“.
Wenn Sie sich schon nicht mit diesen Dokumenten auseinandersetzen, hätten Sie sich zumindest durch die Reden der Ministerin und der parlamentarischen Staatssekretärin „updaten“ können.

Die Initiativen der Bundesregierung zum Sudan-Konflikt, dass sich diese Konzepte auch im konkreten Regierungshandeln widerspiegeln. Andere Beispiele ließen sich anfügen.

· Wer der Rede von Herrn Vaatz gelauscht hat, konnte wenigstens einen interessanten Literaturhinweis entgegennehmen.

· Ansonsten gab es pauschale Kritik, die auch durch ständiges Wiederholen nicht triftiger wird.

· es gäbe kein Gesamtkonzept

· beklagt wird die Unfähigkeit der Koordination

völlig ignorierend, dass zum Beispiel das BMZ-Positionspapier aus dem Januar 2004 eine wahre Fundgrube konkreter, ihre Behauptung widerlegende Beispiele bietet.

· Und dann wird es spannend:

Sie, meine Damen und Herren von der CDU/CSU-Fraktion vermissen eine klare Interessendefinition!

Und Sie beklagen an unserer Politik „wir wären einem überholten Verständnis der Wertorientierung und Entwicklungszusammenarbeit verpflichtet“.

In der Tat: Afrikapolitik ist mehr als die Absicherung außenwirtschaftlicher Interessen.

· Und deshalb leisten wir  innerhalb der Völkergemeinschaft und mit ihr abgestimmt maßgeblich einen Beitrag Instabilitäten und Unsicherheit auf dem afrikanischen Kontinent zu reduzieren, 

damit sich die Menschen entwickeln können und 

damit  Investitionen langfristig die vorhandenen wirtschaftlichen Potenziale freisetzen.

Physische, soziale, politische, rechtliche und wirtschaftliche Unsicherheiten bändigen zu wollen als überholtes Verständnis der Wertorientierung zu bewerten, ist schon stark.

Meine Damen und Herren,

Afrika, dieser riesige, schöne und an wunderbaren Menschen reiche Kontinent hat sich zur Jahrtausendwende neu verfasst. Der neu formulierte und formierte ernsthafte Wille, vorrangig auch die eigenen Kräfte für Frieden und Entwicklung zu mobilisieren verdient unser Vertrauen. 

Mit den Millenniums-Zielen als Richtschnur, eingebettet in die Arbeit der multilateralen Strukturen hat die Bundesregierung ihr Instrumentarium angepasst. Wir unterstützen diese strategische Ausrichtung, wohl wissend, dass  bei plötzlich auftretenden Ereignissen im Einzelfall neu justiert werden muss.

Bei allem notwendigen Streit im Detail wünschte ich mir, dass diese Grundorientierung im Deutschen Bundestag breit getragen wird.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

4
1

